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Erwägungen

E. 1
Die Beschwerde in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten ( Art. 82 ff. BGG ) kann wegen
Rechtsverletzung im Sinne von Art. 95 f. BGG erhoben werden. Das Bundesgericht legt
seinem Urteil den Sachverhalt zugrunde, den die Vorinstanz festgestellt hat ( Art. 105 Abs.
1 BGG ). Es kann eine - für den Ausgang des Verfahrens entscheidende (vgl. Art. 97 Abs. 1
BGG ) - Sachverhaltsfeststellung von Amtes wegen nur berichtigen oder ergänzen, wenn
sie offensichtlich unrichtig ist oder wenn sie auf einer Rechtsverletzung im Sinne von Art.
95 BGG beruht ( Art. 105 Abs. 2 BGG ).

E. 2
Streitig und zu prüfen ist, ob der Beschwerdeführer im Sinne von Art. 4 und Art. 28 f. IVG
in Verbindung mit Art. 6-8 ATSG an einer invalidisierenden, rentenbegründenden
gesundheitlichen Beeinträchtigung leidet. Das kantonale Gericht hat die zu dieser
gesetzlichen Anspruchsgrundlage gebildeten materiell- und beweisrechtlichen Grundsätze
gemäss der geltenden Rechtsprechung zutreffend dargelegt. Es wird auf E. 2 des
angefochtenen Entscheides verwiesen (Art. 109 Abs. 3 zweiter Satz BGG).

E. 2.1
Was den Gesundheitszustand und die Arbeits (un) fähigkeit anbelangt, hat das kantonale
Gericht die gesamte medizinische Aktenlage und deren Entwicklung seit der rechtskräftigen
Leistungsablehnung durch Verfügung vom 26. Januar 2011 umfassend und sorgfältig
geprüft. Gestützt auf diese Beweiswürdigung ist die Vorinstanz zum Schlusse gelangt, dass
auf das Gutachten des Zentrums X.________ vom 19. August 2012 abgestellt werden kann.
Es hat sich dabei pflichtgemäss auch mit (teilweise) abweichenden Diagnosestellungen und
Stellungnahmen der behandelnden Aerzte zur Arbeitsunfähigkeit sowie einer dem
Krankentaggeldversicherer erstatteten psychiatrischen Expertise vom 19. Dezember 2011
auseinandergesetzt, dies unter Einschluss des im ersten Abklärungsverfahren eingeholten
interdisziplinären Gutachtens des Zentrums Y.________ vom 29. Oktober 2010. Wenn das
kantonale Gericht eine im Wesentlichen erhaltene Arbeitsfähigkeit für wechselbelastete,
behinderungsangepasste Tätigkeiten aus interdisziplinärer Sicht festgestellt und eine
anhaltende somatoforme Schmerzstörung als nicht überwiegend wahrscheinlich bezeichnet
hat, so bleiben diese Entscheidungen über Tatfragen für das Bundesgericht verbindlich (E.
1).

E. 2.2
Denn die Beschwerde legt weder eine offensichtlich unrichtige (unhaltbare oder
willkürliche; BGE 132 III 209 E. 2.1 S. 211; Urteil 9C_949/2012 vom 28. Mai 2013) noch
eine auf einer Rechtsverletzung beruhende Tatsachenfeststellung dar. Insbesondere ist,
entgegen der Rüge in der Beschwerde, ein Verstoss gegen den Untersuchungsgrundsatz von



vornherein nicht ersichtlich, da im Neuanmeldungsverfahren die gesundheitlichen
Verhältnisse durch das interdisziplinäre Gutachten vom 19. August 2012 medizinisch
umfassend abgeklärt wurden, wie es Art. 43 und Art. 44 ATSG verlangen. Der Umstand,
dass diese Administrativexpertise zu teilweise anderen Erkenntnissen gelangt ist als die
Vorgutachten und die Berichte der behandelnden Aerztin, bedeutet, wiederum entgegen den
Einwendungen in der Beschwerde, als solcher noch nicht, dass Widersprüche vorlägen, die
nach weiteren Beweismassnahmen rufen würden. Im Grunde genommen beschlagen
sämtliche Vorbringen in der Beschwerde - nach ihrem wirklichen Gehalt betrachtet -
lediglich die vorinstanzliche Beweiswürdigung, welcher der Beschwerdeführer seine
abweichende Sichtweise entgegenhält, was im Rahmen von Art. 97 Abs. 1 und Art. 105
Abs. 2 BGG nicht genügt.

E. 3
Die Beschwerde ist daher im Verfahren nach Art. 109 BGG zu erledigen.

E. 4
Bei diesem Prozessausgang trägt der Beschwerdeführer die Gerichtskosten ( Art. 66 Abs. 1
BGG ).
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